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Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 
 
Die Vorlage – zur Beschlussfassung – Drucksache 17/2513 – wird mit folgenden Änderungen 
angenommen: 
 
I. Zu Artikel 1 – Gesetz zur Förderung des E-Government (E-Government-Gesetz Berlin – 

EGovG Bln): 
 
 Artikel 1 wird wie folgt geändert: 
 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

 „Ziel des Gesetzes ist es, die Verwaltungsverfahren und -strukturen aller Ver-
waltungsebenen und -bereiche der Berliner Verwaltung unter Nutzung der Mög-
lichkeiten der Informations- und Kommunikationstechnik auf E-Government 
umzustellen.“ 

 

Einstimmig mit SPD und CDU bei Enthal-
tung GRÜNE, LINKE und PIRATEN 
An Haupt – nachrichtlich InnSichO 
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b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:  
 

 „Das Gesetz soll Transparenz, Wirtschaftlichkeit, Sicherheit, Bürgerfreundlich-
keit, Unternehmensfreundlichkeit und Benutzerfreundlichkeit einschließlich der 
barrierefreien Zugänglichkeit und Nutzbarkeit der Verwaltungsprozesse gewähr-
leisten.“ 

 
c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

 
 „(3) Die Zusammenarbeit der Verwaltungsebenen und -bereiche der Berliner 

Verwaltung ist durch medienbruchfreie Prozesse und die gemeinsame Nutzung 
von zentralen informations- und kommunikationstechnischen Strukturen und 
Organisationen sowie von Informationen und Ressourcen sicherzustellen.“ 

 
d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt gefasst: 

 
 „(4) Fähigkeiten und Kompetenzen der Dienstkräfte, die der Zielerreichung för-

derlich sind, sind durch besondere Qualifikationsmaßnahmen zentral und dezent-
ral zu fördern. Bei Einführung und wesentlicher Veränderung informationstech-
nisch gestützter Verwaltungsverfahren sind die Rechte und Interessen der Be-
schäftigten frühzeitig zu beachten, insbesondere werden IT-Prozesse und Ar-
beitsmethoden unter Beachtung der Arbeits- und Gesundheitsschutzgrundsätze 
gestaltet und eingeführt. Die Verfahren zur elektronischen Vorgangsbearbeitung 
und Aktenführung sind technisch so zu gestalten, dass sie auch von Menschen 
mit Behinderungen grundsätzlich uneingeschränkt genutzt werden können; dies 
ist bereits bei der Planung, Entwicklung, Ausschreibung und Beschaffung zu be-
rücksichtigen.“ 

 
2.  § 4 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

 „(2) Jede Behörde ist verpflichtet, auch eine De-Mail-Adresse im Sinne des De-
Mail-Gesetzes sowie einen Email-Zugang mit einer gängigen Ende-zu-Ende-
Verschlüsselung, zum Beispiel PGP-Standard, zu eröffnen.“ 

 
b) Absatz 5 wird gestrichen. 

 
c) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5 und wie folgt gefasst: 

 
 „(5) Jede Behörde ist verpflichtet, in Verwaltungsverfahren, in denen sie die 

Identität einer Person aufgrund einer Rechtsvorschrift festzustellen hat oder aus 
anderen Gründen eine Identifizierung für notwendig erachtet, einen sicheren 
elektronischen Identitätsnachweis gemäß § 18 des Personalausweisgesetzes oder 
§ 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes anzubieten.“ 

 
d) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 6 und wie folgt gefasst: 
 
 „Verwaltungsverfahren sind unbeschadet des Absatzes 7 in elektronischer Form 

abzuwickeln, soweit nicht Rechtsvorschriften entgegenstehen.“ 
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e) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 7. 
 

3. § 5 wird wie folgt gefasst:  
 

 „Fallen im Rahmen eines elektronisch durchgeführten Verwaltungsverfahrens Ge-
bühren oder sonstige Forderungen an, muss jede Behörde der Berliner Verwaltung 
die Einzahlung dieser Gebühren oder die Begleichung dieser sonstigen Forderungen 
durch Nutzung mindestens einer gängigen, zumutbaren und hinreichend sicheren 
elektronischen Zahlungsmöglichkeit gewährleisten. Für die Nutzung des Zahlungs-
weges erhebt die Behörde keine Gebühren.“ 

 
4. § 7 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

 „(1) Die Berliner Verwaltung führt ihre Akten spätestens ab dem 01. Januar 
2023 elektronisch. Hierbei ist durch geeignete technisch-organisatorische Maß-
nahmen nach dem Stand der Technik sicherzustellen, dass die Grundsätze ord-
nungsgemäßer Aktenführung und die für die Berliner Verwaltung geltenden 
Standards, auch im Hinblick auf Datenschutz und Datensicherheit, eingehalten 
werden. Die Behörden der Berliner Verwaltung nutzen den landeseinheitlichen 
IKT-Dienst für die elektronische Aktenführung, soweit nicht andere IKT-
Systeme für konkrete Aufgaben zur Aktenführung eingesetzt werden müssen 
oder bei Inkrafttreten dieser Vorschrift schon eingesetzt waren.“ 

 
b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

 
 „Zwischen Behörden, die die elektronische Vorgangsbearbeitung und Aktenfüh-

rung nutzen, werden Akten und sonstige Unterlagen elektronisch übermittelt o-
der der elektronische Zugriff ermöglicht; dies gilt nicht für geheimhaltungswür-
dige Akten, insbesondere Verschlusssachen.“ 

 
c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

 
 „(4) Die Verfahren zur elektronischen Vorgangsbearbeitung und Aktenführung 

sind schrittweise technisch so zu gestalten, dass sie auch von Menschen mit Be-
hinderungen grundsätzlich uneingeschränkt genutzt werden.“ 

 
5. § 10 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 
 „(1) Die internen Verwaltungsabläufe sind in elektronischer Form abzuwickeln und 

in entsprechender Form zu gestalten, soweit nicht Rechtsvorschriften entgegenste-
hen.“ 

 
6. § 11 wird wie folgt geändert: 

 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 
 „(1) Jede Behörde stellt über öffentlich zugängliche Netze in allgemein ver-

ständlicher Sprache Informationen über ihre aktuellen Aufgaben, Organigram-
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me, Anschrift, Geschäftszeiten sowie postalische, telefonische und elektronische 
Erreichbarkeiten zur Verfügung.“ 

 
b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

 
 „Jede Behörde stellt über öffentlich zugängliche Netze in allgemein verständli-

cher Sprache Informationen über ihre nach außen wirkende öffentlich-rechtliche 
Tätigkeit, damit verbundene Gebühren, beizubringende Unterlagen und die zu-
ständige Ansprechstelle und ihre Erreichbarkeit dar und stellt erforderliche For-
mulare elektronisch bereit.“ 

 
7. § 12 wird wie folgt gefasst:  

 
 „§ 12 Elektronische Formulare 
 
 (1) Ist durch Rechtsvorschrift des Landes Berlin die Verwendung eines bestimmten 

Formulars vorgeschrieben, das ein Unterschriftsfeld vorsieht, wird allein dadurch 
nicht die Anordnung der Schriftform bewirkt. Bei einer für die elektronische Versen-
dung an die Behörde bestimmten Fassung des Formulars entfällt das Unterschrifts-
feld. 

 
 (2) Alle Formulare der Berliner Verwaltung sind über ein einheitliches Portal grund-

sätzlich elektronisch und zur interaktiven Verwendung zur Verfügung zu stellen und 
müssen allgemein zugänglich sein. 

 
 (3) Elektronische Formulare sind entsprechend § 191a Absatz 3 GVG barrierefrei 

zugänglich zu machen.“ 
 

8. § 13 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:  
 

 „(2) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Bestimmungen festzulegen, 
wie die Informationen gemäß Absatz 1 bereitgestellt und genutzt werden. Die Festle-
gungen zur Bereitstellung sollen das Verfahren für die Bereitstellung sowie die Art, 
den Umfang, die Form und die Formate der Daten bestimmen. Die Informationen 
sind in einem maschinenlesbaren Format bereitzustellen. Die Bestimmungen zur 
Nutzung decken die kommerzielle und nichtkommerzielle Nutzung ab. Sie regeln 
insbesondere den Umfang der Nutzung, Nutzungsbedingungen sowie Gewährleis-
tungs- und Haftungsausschlüsse.“ 

 
9. § 18 wird wie folgt gefasst: 

 
 „§ 18 Amtliche Mitteilungs- und Verkündungsblätter 
 
 (1) Eine durch Rechtsvorschrift des Landes bestimmte Pflicht zur Publikation in ei-

nem amtlichen Mitteilungs- oder Verkündungsblatt des Landes ist zusätzlich oder 
ausschließlich durch eine elektronische Ausgabe zu erfüllen. Das Gesetz über die 
Verkündung von Gesetzen und Rechtsverordnungen des Landes Berlin bleibt unbe-
rührt. Die elektronische Ausgabe und Bereitstellung erfolgt als Bestandteil des Stad-
tinformationssystems für das Land Berlin. 
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 (2) Jede Person muss einen angemessenen Zugang zu der Publikation haben, insbe-
sondere durch die Möglichkeit, Ausdrucke zu bestellen oder in öffentlichen Einrich-
tungen auf die Publikation zuzugreifen. Es muss die Möglichkeit bestehen, die Pub-
likation zu abonnieren oder elektronisch einen Hinweis auf neue Publikationen zu 
erhalten. Gibt es nur eine elektronische Ausgabe, ist dies auf geeignete Weise be-
kannt zu machen. Es ist sicherzustellen, dass die publizierten Inhalte allgemein und 
dauerhaft sowie kosten- und barrierefrei zugänglich sind und eine Veränderung des 
Inhalts ausgeschlossen ist. Bei gleichzeitiger Publikation in elektronischer und pa-
piergebundener Form hat die herausgebende Stelle eine Regelung zu treffen, welche 
Form als die authentische anzusehen ist.“ 

 
10. Die Überschrift des Abschnitts 3 wird wie folgt gefasst: 

 
 „Abschnitt 3 – IKT-Steuerung“ 

 
11. § 20 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 und Absatz 2 werden wie folgt gefasst:  
 

 „(1) Der Einsatz der Informations- und Kommunikationstechnik (IKT) in der 
Berliner Verwaltung wird, unbeschadet § 3 des Allgemeinen Zuständigkeitsge-
setzes, nach den Vorschriften dieses Abschnitts gesteuert. Unbeschadet zwin-
gender spezialgesetzlicher Regelungen haben Justizbehörden sowie Finanzbe-
hörden ihre ITK-Verfahren und -Vorhaben mit den übrigen verfahrensunabhän-
gigen und verfahrensübergreifenden ITK- und E-Government-Maßnahmen der 
Berliner Verwaltung nach den Maßgaben dieses Abschnitts abzustimmen. 

 
 (2) Die IKT-Steuerung gewährleistet durch Koordination und Festsetzen von 

verbindlichen Grundsätzen, Standards und Regelungen 
1. die Leistungsfähigkeit und Sicherheit der IKT, 
2. die Wirtschaftlichkeit des IKT-Einsatzes, 
3. die Wirtschaftlichkeit für die verfahrensunabhängige IKT und Kommu-

nikationsinfrastruktur durch zentrale Mittelbemessung, 
4. die Interoperabilität der eingesetzten IKT-Komponenten, 
5. die fachlichkeitsübergreifende und medienbruchfreie Abwicklung von 

Verwaltungsverfahren einschließlich der Schriftgutaussonderung und    
-archivierung, 

6. die geordnete Einführung und Weiterentwicklung von IT-Fachverfah-
ren einschließlich deren Ausrichtung an den Zielstellungen des § 2, 

7. die behördenübergreifende elektronische Kommunikation und Informa-
tionsbereitstellung, 

8. die Benutzerfreundlichkeit sowie die barrierefreie Zugänglichkeit und 
Nutzbarkeit der Informationstechnik.“ 

 
b) Dem Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt: 

 
 „Wird ein IT-Fachverfahren neu entwickelt oder ein bereits betriebenes IT-

Fachverfahren überarbeitet, angepasst oder in anderer Weise verändert, so hat 
die zuständige Behörde die Vorgaben der zentralen IKT-Steuerung einzuhalten. 
Die IKT-Staatssekretärin oder der IKT-Staatssekretär ist frühzeitig zu informie-
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ren und ihr oder ihm auf Verlangen umfassend Auskunft zu erteilen. Abwei-
chungen von den Vorgaben der zentralen IKT-Steuerung bedürfen der Zustim-
mung der IKT-Staatssekretärin oder des IKT-Staatssekretärs.“ 

 
12. Die §§ 21 und 22 werden wie folgt gefasst: 

 
 „§ 21 IKT-Staatssekretär oder IKT-Staatssekretärin 
 
 (1) Der IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staatssekretärin ist der zuständige Staats-

sekretär oder die zuständige Staatssekretärin aus der für die Grundsatzangelegenhei-
ten der Informations- und Kommunikationstechnik zuständigen Senatsverwaltung. 
Der Senat kann eine andere Zuständigkeit festlegen. Der IKT-Staatssekretär oder die 
IKT-Staatssekretärin leitet die Organisationseinheit mit den Aufgaben der IKT-
Steuerung gemäß den Bestimmungen dieses Gesetzes. 

 
 (2) Der IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staatssekretärin ist zuständig für die alle 

Verwaltungsebenen und -bereiche umfassende Förderung, Weiterentwicklung und 
flächendeckende Einführung von E-Government und Informations- und Kommuni-
kationstechnologie in der Berliner Verwaltung und für Verwaltungsmodernisierung 
im Sinne des § 2. Ihre oder seine Aufgaben sind: 

 
1. Die E-Government-Entwicklung, die Nutzung der IKT und die Verwal-

tungsmodernisierung ressort- und verwaltungsebenen übergreifend im Land 
Berlin voranzutreiben und zu steuern,  

2. auf den Vorrang elektronischer Kommunikation mit der Berliner Verwal-
tung und der medien-bruchfreien Vorgangsbearbeitung hinzuwirken,  

3. Festsetzung und Überwachung der Einführung der Standards für einen si-
cheren, wirtschaftlichen, benutzerfreundlichen und medienbruchfreien IKT-
Einsatz, für eine einheitliche verfahrensunabhängige IKT-Ausstattung, für 
die barrierefreie Zugänglichkeit und Nutzung der IKT in der Berliner Ver-
waltung und Festsetzung und fortlaufende Weiterentwicklung der zentralen 
IKT-Architektur, 

4. Fortlaufende Weiterentwicklung und Festsetzung der zentralen IKT-
Sicherheitsarchitektur und der Standards für die IKT-Sicherheit in der Ber-
liner Verwaltung und deren Unterstützung und Überwachung bei der Um-
setzung der IKT-Sicherheits-Standards; der IKT-Staatssekretär oder die 
IKT-Staatssekretärin kann diese Aufgaben an einen Bevollmächtigten/eine 
Bevollmächtigte aus seiner/ihrer Organisationseinheit übertragen, 

5. auf die barrierefreie Zugänglichkeit und Nutzung der IKT sowie die Einhal-
tung ergonomischer Standards nach dem Stand der Technik und gesicherter 
arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse bei IKT-Einsatz hinzuwirken, 

6. auf die freie Verfügbarkeit und Nutzbarkeit von öffentlichen Daten in ma-
schinenlesbaren Formaten hinzuwirken, 

7. eine an einheitlichen Grundsätzen ausgerichtete und herstellerunabhängige 
Fortentwicklung der IKT-Ausstattung der Berliner Verwaltung zu fördern, 

8. auf die Optimierung und Standardisierung der Prozesse und der Ablaufor-
ganisation hinzuwirken, insbesondere in der Ressort- und Verwaltungsebe-
nen übergreifenden Zusammenarbeit in der Berliner Verwaltung, 
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9. in enger Zusammenarbeit mit der jeweils zuständigen Fachverwaltung die 
Rahmenbedingungen für die verfahrensabhängige IKT zu definieren, insbe-
sondere Technologien, Schnittstellen, IKT-Sicherheitsanforderungen, 

10. Bewirtschaftung der verfahrens- und verbrauchsunabhängigen zentralen 
IKT-Haushaltsmittel, 

11. zentrale Verwaltung der verfahrensunabhängigen Softwarelizenzen in der 
Berliner Verwaltung, 

12. Aufsicht über den zentralen IKT-Dienstleister des Landes Berlin, 
13. Vertretung des Landes Berlin im IT-Planungsrat und in anderen auf Staats-

sekretärsebene stattfindenden nationalen und internationalen Gremien, 
14. Förderung der geordneten Einführung und Weiterentwicklung von IKT-

Fachverfahren einschließlich deren Ausrichtung an den Zielstellungen des 
§ 2, 

15. die Berliner Verwaltung über die Beschlüsse, die Tagesordnung und die 
Vorhaben des IT-Planungsrats zu informieren, 

16. auf die Umsetzung der Beschlüsse des Planungsrats für die IT-Zusammenar-
beit der öffentlichen Verwaltung zwischen Bund und Ländern (IT-Planungs-
rat) über fachunabhängige und fachübergreifende IT-Interoperabilitäts- und 
IT-Sicherheitsstandards gemäß § 1 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und § 3 des Ver-
trages über die Errichtung des IT-Planungsrats und über die Grundlagen der 
Zusammenarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in den Verwal-
tungen von Bund und Ländern hinzuwirken. 

 
 (3) Die verfahrensunabhängigen IKT-Haushaltsmittel für die Berliner Verwaltung 

werden in einem gesonderten Einzelplan geführt. Über die Verwendung der Haus-
haltsmittel dieses Einzelplanes entscheidet der IKT-Staatssekretär oder die IKT-
Staatssekretärin; die Fach- und Dienstaufsicht der zuständigen Senatsverwaltung 
bleibt davon unberührt. Der IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staatssekretärin führt 
eigene Projektmittel zur Finanzierung von Projekten im Bereich der Weiterentwick-
lung von Standardisierungen der IKT, insbesondere in den Bereichen der IKT-
Sicherheit, Wirtschaftlichkeit, Benutzerfreundlichkeit, Medienbruchfreiheit. Über 
den Mitteleinsatz erstattet IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staatssekretärin dem 
Lenkungsrat für IKT, E-Government und Verwaltungsmodernisierung halbjährlich 
Bericht. 

 
 (4) Die IKT-Staatssekretärin oder der IKT-Staatssekretär ist bei der Vorbereitung 

von Gesetzentwürfen, Rechtsverordnungen oder Verwaltungsvorschriften, die Rege-
lungen zum Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnik enthalten, früh-
zeitig zu beteiligen. 

 
 § 22 Lenkungsrat für IKT, E-Government und Verwaltungsmodernisierung 

 
 (1) Der Lenkungsrat für IKT, E-Government und Verwaltungsmodernisierung (IKT-

Lenkungsrat) berät den IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staatssekretärin zu strategi-
schen und Ressort und Verwaltungsebenen übergreifenden Angelegenheiten des 
IKT-Einsatzes und des E-Government in der Berliner Verwaltung sowie der Verwal-
tungsmodernisierung. Soweit die Regelungskompetenz des Senats nach § 25 gegeben 
ist, kann der IKT-Lenkungsrat auf Vorschlag des IKT-Staatssekretärs oder der IKT-
Staatssekretärin dem Senat Vorlagen zur Beschlussfassung unterbreiten. In allen üb-
rigen Fällen kann er auf Vorschlag des IKT-Staatssekretärs oder der IKT-
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Staatssekretärin Empfehlungen für den IKT-Einsatz in der Berliner Verwaltung be-
schließen und über die Förderung von Projekten zur Entwicklung der IKT, zum E-
Government und zur Verwaltungsmodernisierung entscheiden. 

 
 (2) Dem IKT-Lenkungsrat für IKT gehören als Mitglieder an: 
 

1. der IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staatssekretärin, 
2. der Chef oder die Chefin der Senatskanzlei, 
3. je ein Staatssekretär oder eine Staatssekretärin aus jeder weiteren Senats-

verwaltung, 
 

sowie mit einer halben Stimme: 
 
4.  jeweils ein Bezirksamtsmitglied pro Bezirk, 

 
sowie mit beratender Stimme: 
 
5. ein Mitglied des Hauptpersonalrats der Behörden, Gerichte und 

nichtrechtsfähigen Anstalten des Landes Berlin. 
 

 Der IKT-Lenkungsrat kann befristet weitere beratende Mitglieder hinzuziehen. 
 

 (3) Den Vorsitz führt der IKT-Staatssekretär oder die IKT-Staatssekretärin. 
 

 (4) Der IKT-Lenkungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
 
 (5) Für Vorhaben, die vom IKT-Lenkungsrat zur Umsetzung empfohlen werden, ist 

abweichend von den entsprechenden Regelungen des PersVG Berlin für die Beteili-
gungsverfahren zu den für deren Umsetzung erforderlichen Maßnahmen allein der 
Hauptpersonalrat für die Beschäftigten, Gerichte und nichtselbständigen Anstalten 
des Landes Berlin zuständig. Die Beteiligungen werden von der zuständigen obersten 
Dienstbehörde durchgeführt.“ 

 
13. Nach § 22 werden die folgenden §§ 23 und 24 eingefügt: 

 
 „§ 23 IKT-Sicherheit 
 
 (1) Alle Behörden der Berliner Verwaltung sind verpflichtet, ein Informations-

Sicherheits-Management-System (ISMS) gemäß den Standards des Bundesamtes für 
die Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) auf Grundlage des BSI-Gesetzes vom 
14. August 2009 (BGBl. I 2821), das zuletzt durch Artikel 1 und 8 des Gesetzes vom 
17. Juli 2015 (BGBl. I 1324) geändert worden ist (BSIG), aufzubauen und weiterzu-
entwickeln. 

 
 (2) Der zentrale IKT-Dienstleister betreibt zur Unterstützung und Beratung der Be-

hörden der Berliner Verwaltung bei sicherheitsrelevanten Vorfällen in IKT-Systemen 
ein Computersicherheits- Ereignis- und Reaktionsteam (Berlin-CERT). Die an das 
Berliner Landesnetzwerk angeschlossenen Behörden und Einrichtungen haben dem 
Berlin-CERT sicherheitsrelevante Vorfälle unverzüglich zu melden. Das Berlin-
CERT sammelt und bewertet die zur Abwehr von Gefahren für die Sicherheit der In-



- 9 - 

formationstechnik erforderlichen Daten, insbesondere zu Sicherheitslücken, Schad-
programmen, erfolgten oder versuchten Angriffen auf die Sicherheit in der Informa-
tionstechnik und der dabei angewandten Vorgehensweise und spricht Warnungen 
und Handlungsempfehlungen aus. Personenbezogene Daten dürfen für die in diesem 
Absatz genannten Zwecke erhoben, gespeichert, verarbeitet und genutzt werden, so-
weit und solange dies im Einzelfall für die Aufklärung eines Vorfalls erforderlich ist. 

 
 § 24 IKT-Dienstleister 
 
 (1) Zentraler Dienstleister für die IKT der Berliner Verwaltung ist das IT-

Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ). Das ITDZ nimmt seine Aufgaben gemäß dem 
Gesetz über die Anstalt des öffentlichen Rechts IT-Dienstleistungszentrum Berlin 
vom 19. November 2004 (GVBl. 2004, 459) wahr. 

 
 (2) Das ITDZ stellt allen Behörden und Einrichtungen der Berliner Verwaltung die 

verfahrensunabhängige IKT sowie IT-Basisdienste zur Verfügung und unterstützt die 
Behörden bei der laufenden Anpassung der IT-Fachverfahren an die Basisdienste 
und betreibt die dafür notwendigen Infrastrukturen. Die Behörden und Einrichtungen 
sind für die Durchführung ihrer Aufgaben zur Abnahme dieser Leistungen des ITDZ 
verpflichtet.  

 
 (3) Das ITDZ ist verpflichtet, seine Leistungen zu marktüblichen Preisen anzubieten. 

Für die Preisbildung gilt § 2 Abs. 4 des Gesetzes über die Anstalt des öffentlichen 
Rechts IT-Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ). Die Marktüblichkeit ist anhand ei-
nes externen IKT-Benchmarking mindestens einmal jährlich zu ermitteln. 

 
 (4) Kann das ITDZ die Leistung nicht innerhalb angemessener Frist oder nicht zu 

marktüblichen Preisen liefern oder bestehen andere dringende Sachgründe, kann die 
IKT-Staatssekretärin oder der IKT-Staatssekretär Ausnahmen von der Abnahme-
pflicht gestatten.“ 

 
14. Der bisherige § 23 wird § 25 und wie folgt geändert: 

 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 
 „(1) Der Senat kann Verwaltungsvorschriften erlassen über 

1. Grundsätze und allgemeine Regelungen zur Planung, Entwicklung, Be-
schaffung und Finanzierung von Komponenten der IKT sowie zu Be-
trieb und Nutzung der verfahrensunabhängigen IKT-Infrastruktur,         
-Dienste und der IT-Fachverfahren, 

2. Standards für den Einsatz der IKT und Festlegung zur Interoperabilität 
der IKT-Komponenten, 

3. Umfang und Gestaltung öffentlicher IKT-Zugänge (§ 16) sowie 
4. über Methode, Umfang und Form von Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 

zu herausgehobenen E-Government-Projekten mit erheblichen finanzi-
ellen Auswirkungen sowie Festlegungen, an welche Stellen die Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtungen zu übermitteln sind.“ 
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b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

 „(3) Die für Grundsatzangelegenheiten der IKT zuständige Senatsverwaltung er-
lässt die sonstigen, für die Ausführung des Gesetzes notwendigen Ausführungs-
vorschriften nach Beratung mit dem Lenkungsrat.“ 

 
15. Der bisherige § 24 wird § 26. 

 
II. Zu Artikel 2 – Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes: 
 

Artikel 2 wird wie folgt geändert: 
 

Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 
 

‚1. Nummer 1 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 

 „(4) Festlegungen gemäß dem 3. Abschnitt des E-Government-Gesetzes Ber-
lin.“ ʻ 

 
III. Zu Artikel 3 – Änderung des Gesetzes über die Anstalt des öffentlichen Rechts IT-

Dienstleistungszentrum Berlin: 
 

Artikel 3 wird wie folgt gefasst: 
 

 ‚Das Gesetz über die Anstalt des öffentlichen Rechts IT-Dienstleistungszentrum Ber-
lin vom 19. November 2004 (GVBl. S. 459), das zuletzt durch Nummer 7 der Anlage 
zum Gesetz vom 22. Oktober 2008 (GVBl. S. 294) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

 
1. § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 
a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

  
 „Die politischen und strategischen Ziele des Landes Berlin bei der 

Steuerung und bei dem Einsatz von E-Government und Informations-
technik sind mit den wirtschaftlichen Interessen der Anstalt in einen 
angemessenen Ausgleich zu bringen.“  

 
b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

 
2. § 2 wird wie folgt geändert: 

 
a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

 
 „(1) Die Anstalt stellt allen Behörden des Landes Berlin die verfahrens-

unabhängige Informations- und Kommunikationstechnik (IKT) und 
IKT-Basisdienste zur Verfügung und betreibt die dafür notwendigen 
Infrastrukturen. Sie unterstützt die Verwaltung beim Einsatz der IKT 
als zentraler IKT-Dienstleister des Landes Berlin. Bei der Erledigung 
dieser Aufgabe gelten die für den IKT-Einsatz in der Berliner Verwal-
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tung erlassenen Verwaltungsvorschriften. Die Anstalt unterstützt auf 
Anforderung des IKT- Staatssekretärs oder der IKT-Staatssekretärin 
den Berliner Senat bei der Erfüllung seiner Aufgaben auf dem Gebiet 
der IKT. 

 
 (2) Die Anstalt stellt den Stellen des Landes Berlin auf Nachfrage ein 

über Absatz 1 hinausgehendes Angebot an Informationstechnik,            
-anwendungen und -dienstleistungen zur Verfügung, wenn dies zur Er-
füllung von Fachaufgaben notwendig ist.“ 

 
b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

 
 „(6) Die Anstalt soll einen angemessenen Gewinn erzielen. Sie ist ver-

pflichtet, ihren Jahresüberschuss an das Land Berlin abzuführen. Der 
Hauptausschuss kann zur Finanzierung besonderer Projekte eine Aus-
nahme von der Pflicht zur Abführung des Jahresüberschusses zulassen. 
Eine Rücklagenbildung kann nur nach Zustimmung des Hauptausschus-
ses erfolgen.“ 

 
3. In § 5 Absatz 1 Nummer 3 werden die Wörter „sowie die Verwendung des 

Jahresergebnisses“ gestrichen.ʻ 
 
IV. Zu Artikel 5 – Änderung des Personalvertretungsgesetzes: 
 

Artikel 5 wird wie folgt geändert: 
 

1. Der Nummer 1 wird folgende Nummer 1 vorangestellt: 
 

‚1.  Dem § 59 (Zuständigkeit) werden folgende Sätze angefügt: 
 
 „Die Personalräte und Gesamtpersonalräte können dem Hauptpersonalrat mit 

dessen Zustimmung ihnen obliegende Aufgaben und Befugnisse übertragen; dies 
gilt nicht für Einzelpersonalangelegenheiten, soweit sie nicht von grundsätzli-
cher Bedeutung sind. § 50 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.“ ʻ 

 
2. Die bisherigen Nummern 1 und 2 werden die Nummern 2 und 3. 

 
V. Zu Artikel 10 – Inkrafttreten: 
 

Artikel 10 wird wie folgt geändert: 
 

1. Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

 „(2) Artikel 1 § 4 Absatz 1, 2, 3, 4 und 5 sowie § 5 tritt ein Jahr nach dem Tag der 
Verkündung dieses Gesetzes im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.“ 

 
2. Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

 
 „(4) Artikel 1 § 4 Absatz 6, sowie § 10 Absatz 1 tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.“ 
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3. Folgender Absatz 6 wird angefügt: 
 

 „(6) Artikel 1 § 24 Absatz 2 Satz 2 tritt am 1. Januar 2018 in Kraft.“ 
 
 
 
Berlin, den 10. Mai 2016 
 
Der Vorsitzende 
des Ausschusses für Digitale Verwaltung,  
Datenschutz und Informationsfreiheit 
 
 
 
Fabio Reinhardt 
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 mehrheitlich mit SPD und CDU  
gegen LINKE 
bei Enthaltung GRÜNE und PIRATEN 

 An Plen 
  

 

Hierzu: 
Beschlussempfehlung  

 
des Hauptausschusses 
vom 11. Mai 2016 
 
zur 
 
  Vorlage – zur Beschlussfassung – 

Drucksache 17/2513 
Berliner E-Government-Gesetz 

 

 
Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 
 
Die Vorlage – zur Beschlussfassung – Drucksache 17/2513 – wird gemäß der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Digitale Verwaltung, Datenschutz und Informationsfreiheit vom 
9. Mai 2016 angenommen. 
 
 
Berlin, den 11. Mai 2016 
 
Der Vorsitzende 
des Hauptausschusses 
 
 
 
Fréderic Verrycken 


